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Ministerium für Justiz und Gesundheit 
 

24. Abschiebungshafteinrichtung Glückstadt - Defizite konse-
quent beseitigen 

 
Im geplanten Vollbetrieb der seit August 2021 betriebenen 
Abschiebungshafteinrichtung Glückstadt sollen 60 Haftplätze 
bereitstehen. In einer Verwaltungsvereinbarung zwischen den 
Ländern Freie und Hansestadt Hamburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Schleswig-Holstein wird geregelt, dass jedes Land ein 
Drittel der belegbaren Haftplätze als Kontingent nutzen kann.  
 
Mit dem derzeit vorhandenen Personal könnten aktuell 42 Haft
plätze belegt werden. Die Optimierung von Strukturen und 
Abläufen könnte den Personalbedarf reduzieren. 
 
In den bisherigen Betriebsjahren wurden die belegbaren Haft
plätze maximal zu 60 % ausgeschöpft. Schleswig-Holstein hat 
sein Platzkontingent in 2024 lediglich zu 26 % genutzt. 
 
Die abgeschlossene Verwaltungsvereinbarung über die Nutzung 
der Abschiebungshafteinrichtung durch Hamburg und Mecklen
burg-Vorpommern ist in mehreren Punkten für Schleswig- 
Holstein nachteilig.  
 
Der Tageshaftkostensatz, der weiteren Ländern bei Nutzung von 
Haftplätzen in Rechnung gestellt wird, ist zu niedrig kalkuliert. 
 
Das Justizministerium und die Abschiebungshafteinrichtung 
Glückstadt müssen prüfen, wie sie die Wirtschaftlichkeit verbes
sern und die genannten Defizite beseitigen können.  
 

24.1 Ausgangslage  
 
Seit dem 16.08.2021 betreibt Schleswig-Holstein die Abschiebungshaftein
richtung Glückstadt (AHE) in der angemieteten Liegenschaft der ehemali
gen Marienkaserne Glückstadt. 
 
Die AHE gehörte zunächst zum Ressort des Innenministeriums. 2022 war 
sie kurzzeitig im Ressort des Ministeriums für Soziales, Jugend, Familie, 
Senioren, Integration und Gleichstellung (Sozialministerium) angesiedelt. 
Seit dem 01.10.2022 ist die AHE eine untere Landesbehörde und unter
steht der Rechts- und Fachaufsicht des Ministeriums für Justiz und 
Gesundheit (Justizministerium).  
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Schleswig-Holstein hat bereits vor der Betriebsaufnahme mit den Ländern 
Freie Hansestadt Hamburg (Hamburg) und Mecklenburg-Vorpommern eine 
Verwaltungsvereinbarung (Vereinbarung) abgeschlossen. Diese sieht u. a. 
einen Vollbetrieb mit 60 Haftplätzen vor, von denen zurzeit nur 42 genutzt 
werden können. Geregelt wird in der Vereinbarung u. a., dass die Länder 
jeweils ein Drittel der Haftplätze gegen Kostenübernahme in Anspruch 
nehmen dürfen.  
 
2024 wurden verschiedene Regelungen im „Gesetz über den Aufenthalt, 
die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im Bundesgebiet 
(Aufenthaltsgesetz - AufenthG)“ novelliert. Der nationale Normenkontrollrat 
bewertete dies wie folgt: „Mehrere Rechtsänderungen führen dazu, dass 
Aufenthalte in Form der Abschiebehaft und des Ausreisegewahrsams in 
Abschiebehafteinrichtungen und anderen betroffenen Haftanstalten zuneh-
men werden.“1 
 
Vor dem Hintergrund der geschilderten Gesetzesänderungen hat der LRH 
geprüft, 
• ob die vorgehaltenen Haftkapazitäten ausreichend und angemessen 

sind, 
• in welchem Umfang die Haftplätze der AHE durch die Länder genutzt 

werden,  
• inwieweit die Organisation optimiert werden sollte und 
• ob die derzeitige Regelung zur Kostentragung zwischen den Ländern in 

der Verwaltungsvereinbarung sachgerecht ist. 
 

24.2 Haftplätze vorhanden  
 
In der Verwaltungsvereinbarung mit Hamburg und Mecklenburg-Vorpom-
mern wurde vereinbart, insgesamt 60 Haftplätze belegen zu können. Jedes 
der Länder erhielt ein Kontingent von 20 Haftplätzen. Für die 60 Haftplätze 
wurde der Personalbedarf mehrfach ermittelt.2 Die letzte Ermittlung erfolgte 
durch das Justizministerium zum 01.12.2024.  

Danach werden 83 Stellen benötigt, davon 72 für den allgemeinen Voll
zugsdienst. 
 
Um den Personalbedarf zu decken, wurden vom Justizministerium und 
den zuvor zuständigen Ministerien verschiedene Maßnahmen zur Perso
nalakquise ergriffen.  

                                                      
1  Bundesrat-Drucksache 563/23. 
2  Nach Auskunft der AHE wäre der ermittelte Personalbedarf auch ausreichend, um eine 

Belegung der 66 Haftplätze sicherzustellen. 
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Bis zum 01.12.2024 führten die Maßnahmen jedoch nicht dazu, dass der 
oben dargestellte Personalbedarf gedeckt werden konnte. So waren im 
allgemeinen Vollzugsdienst lediglich 45 der 72 Stellen besetzt. 

 
Die Folge:  
• Maximal 42 Haftplätze können derzeit mit männlichen Abzuschiebenden 

belegt werden.  
• Eine Unterbringung von Frauen erfolgt aufgrund fehlenden Vollzugs

personals nicht.  
 
Die Nutzung der Familienhafträume für Frauen mit Kindern wäre - unab
hängig vom fehlenden Vollzugspersonal - bereits aus formalen Gründen 
zumindest für Abzuschiebende aus Schleswig-Holstein kaum möglich: Ein 
Erlass des Sozialministeriums sieht vor, u. a. bei Minderjährigen und 
Alleinerziehenden mit minderjährigen Kindern grundsätzlich von Anträgen 
auf Abschiebungshaft abzusehen. Zumindest für Schleswig-Holstein 
erschließt sich daher die Sinnhaftigkeit der Vorhaltung von Familienhaft
räumen ohnehin nicht.  
 
Das Justizministerium muss prüfen, durch welche Optimierungen von Pro
zessen und Organisationsstrukturen der Personalbedarf reduziert werden 
könnte, und auf dieser Basis eine neue Personalbedarfsermittlung vor
nehmen: 
• Welche Auswirkungen würde ein - derzeit nicht erfolgender - Nachtein

schluss der Abzuschiebenden auf den Personalbedarf beim Vollzugs
personal haben?  

• Welche Auswirkung würde eine Kooperation mit der JVA Itzehoe im 
Bereich des Verwaltungspersonals haben?  

 
Ein Nachteinschluss der Abzuschiebenden ist in anderen Bundesländern 
durchaus üblich1 und war im ursprünglichen Entwurf der Landesregierung2 
über das Gesetz über den Vollzug der Abschiebungshaft in Schleswig-
Holstein (AHaftVollzG SH) vorgesehen, wurde jedoch im weiteren Verfah
ren nicht umgesetzt. In einem Vermerk vom 26.04.2018 schätzte das 
Innenministerium, dass ein fehlender Nachteinschluss den „Personalbedarf 
an Vollzugskräften um rd. 1/3 erhöhen dürfte“.  
 
Das Justizministerium weist darauf hin, dass der Gesetzgeber eine 
Regelung für den Nachteinschluss vorsehen müsste. Aus dem ursprüng-
lichen Gesetzentwurf sei diese gestrichen worden. Das Justizministerium 
stimmt mit dem LRH darin überein, dass ein Nachteinschluss zu einem 

                                                      
1  Vgl. etwa § 11 Abs. 2 AHaftVollzG NRW sowie § 8 Abs. 2 Sächsisches Abschiebungs

haftvollzugsgesetz. 
2  LT-Drs. 19/1354, S. 6. 
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verringerten Personalbedarf führen kann. Der genaue Umfang wäre im 
Rahmen einer Personalbedarfsberechnung zu ermitteln. Mittelfristig könn
ten sich zudem noch personelle Einsparmöglichkeiten in der „klassischen 
Verwaltung“ ergeben. 
 

24.3 Geringe Auslastung der AHE-Haftplätze - es besteht Handlungs-
bedarf 
 
Ein wirtschaftlicher Betrieb der AHE setzt u. a. voraus, dass die Zahl der 
Haftplätze dem tatsächlichen Bedarf entspricht. Auch eine möglichst hohe 
Belegung der Hafträume ist wirtschaftlich, da der Einsatz von AHE-Mit-
arbeitern zumindest nicht kurz- oder mittelfristig der Belegung angepasst 
werden kann. 

Die Anzahl verfügbarer Haftplätze hat sich in der mehrjährigen Anlaufphase 
der AHE sukzessiv - auch unterjährig - vergrößert. Sie stieg von 12 in 2021 
auf 42 in 2024. 
 
Eine Betrachtung des gesamten Betriebszeitraums1 zeigt, dass die insge
samt belegbaren Haftplätze zunächst nur zu rund 23 % belegt werden 
konnten. Die Auslastung stieg dann auf rund 60 % in den Jahren 2023 und 
2024.  
 
Eine Notwendigkeit zur Erweiterung der belegbaren Haftplatzkapazitäten 
auf die in der Verwaltungsvereinbarung mit den Ländern Hamburg und 
Mecklenburg-Vorpommern vereinbarten 60 Haftplätze lässt sich aus den 
bisherigen Belegungszahlen nicht ableiten. 
 
Die Nutzung der Haftplatzkontingente durch die Länder von je 14 Haftplät
zen unterscheidet sich erheblich. Hamburg nutzt sein Haftplatzkontingent 
am stärksten aus.2 Nach den Berechnungen des LRH für 2024 nutzten 
Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern ihre Kontingente nur zu 
26,6 bzw. 30,5 %, während Hamburg zusätzliche Haftplätze aus dem Kon
tingent der beiden anderen Länder benötigte. 
 
Auch 4 Jahre nach Inbetriebnahme der AHE sind die belegbaren Haft-
plätze mit durchschnittlich 60 % nicht besonders stark ausgelastet. 

Ein denkbarer Weg für eine bessere Gesamtauslastung könnte sein, wei
tere Bundesländer in den Verbund aufzunehmen. Für eine stärkere Auslas
tung des eigenen Haftplatzkontingents könnte das Justizministerium erwä
gen, Haftplätze verstärkt anderen Bundesländern gegen Kostenerstattung 

                                                      
1  Betrachtet wurde der Zeitraum 16.08.2021 bis 01.12.2024. 
2  An einzelnen Tagen musste Hamburg Plätze aus dem Haftplatzkontingent Schleswig-

Holsteins in Anspruch nehmen. 
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zu überlassen. Dies hatte etwa Mecklenburg-Vorpommern in der Vergan
genheit bereits getan. 
 
Das Justizministerium erklärt, zusammen mit der AHE bestehe lediglich 
die Verantwortung für den ordnungsgemäßen Vollzug der Abschiebungs
haft. Die Auslastung der AHE stehe unmittelbar im Zusammenhang mit der 
Zahl der erwirkten Haftbeschlüsse durch die Ausländerbehörden. Hierfür 
liege die Zuständigkeit im Sozialministerium. Eine Anfrage des Justiz-
ministeriums, dem Land Sachsen-Anhalt eine feste Haftplatzzahl aus dem 
schleswig-holsteinischen Kontingent anbieten zu dürfen, habe das Sozial
ministerium abgelehnt. 
 
Der LRH begrüßt die bereits unternommenen Anstrengungen des Justiz
ministeriums, das schleswig-holsteinische Haftplatzkontingent besser aus
zunutzen. Die ablehnende Haltung des Sozialministeriums ist jedenfalls 
nicht begründbar mit den vom LRH errechneten Auslastungszahlen. Diese 
sollte das Justizministerium dem Sozialministerium übermitteln und um 
eine erneute Prüfung bitten sowie hierüber berichten.  
 

24.4 Verwaltungsvereinbarung und die Abrechnung von Kosten - Anpas
sungen sind notwendig 
  
Die Prüfung des LRH hat ergeben, dass die AHE teilweise mit fehlerhaften 
Daten zur Auslastung der Länderkontingente arbeitete. Der LRH weist 
darauf hin, dass dieses Folgen bei der Berechnung der Kosten wie auch des 
Personalbedarfs haben kann. 
 
Der LRH fordert das Justizministerium auf, zu prüfen, ob und ggf. wie die 
Erfassung und Auswertung der Belegungsdaten der AHE verbessert werden 
können. 
 
Das Justizministerium merkt an, die statistischen Erhebungen zur Bele
gung befänden sich derzeit in der Überarbeitung. Es werde in mehreren 
Schritten u. a. geprüft, welche Daten zusätzlich benötigt würden und wie 
diese erhoben werden könnten.  
 
Der LRH bittet das Justizministerium, nach dem Abschluss der Überarbei
tung über das Ergebnis zu berichten. 
 
Die mit Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern abgeschlossene Vereinba
rung enthält detaillierte Regelungen zu den anfallenden Kosten und deren 
Abrechnung, insbesondere auch hinsichtlich der Abrechnungszeitpunkte.  
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Unsere Prüfung hat gezeigt, dass Abrechnungen gegenüber Hamburg und 
Mecklenburg-Vorpommern teilweise mit mehrmonatiger Verzögerung 
erfolgten. 
 
Erfolgen Abrechnungen und damit auch die Vereinnahmung der Mittel ver
spätet, stellt dies nicht nur einen Verstoß gegen die haushaltsrechtlichen 
Bestimmungen dar.1 Es ist auch für das Land finanziell nachteilig, da die 
Mittel über einen längeren Zeitraum vorverauslagt werden. Allein 2023 
wurden im Haushalt mehr als 10,7 Mio. € an zu erstattenden Kosten ver
anschlagt. Die AHE und das Justizministerium müssen prüfen, wie die  
Abrechnung beschleunigt werden kann. 
 
Bislang nicht nach der Verwaltungsvereinbarung abrechenbar sind die im 
Justizministerium anfallenden Gemeinkosten. Sie werden von Schleswig-
Holstein allein getragen. Dies sind z. B. Personalkosten für die Aufsicht 
und Betreuung der AHE. 
 
Der LRH empfiehlt dem Justizministerium, diese Kosten in einem ersten 
Schritt zu ermitteln. In einem zweiten Schritt sollte es mit Hamburg und 
Mecklenburg-Vorpommern erörtern, ob und wie diese Kosten durch etwaige 
Änderungen in der Vereinbarung abgerechnet werden können.  
 
Zudem ist nicht geregelt, wer die Kosten im Falle einer vorsätzlichen 
Beschädigung eines Haftraumes durch einen Abzuschiebenden trägt. 
Sachgerecht erscheint, die für eine Instandsetzung anfallenden Kosten 
nicht zu dritteln, sondern verursachergerecht dem Land zuzuweisen, das 
den Abzuschiebenden untergebracht hat. Der LRH empfiehlt dem Justiz
ministerium, den Ländern Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern eine 
klarstellende Regelung vorzuschlagen.  
 
Soweit andere Länder als Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern Abzu
schiebende in der AHE unterbringen, werden diesen Kosten auf Basis eines 
Tagessatzes in Rechnung gestellt. Dieser wird anhand der Ist-Ausgaben 
des Vorjahres auf Basis von 60 Haftplätzen berechnet. Einfluss auf die Ist-
Ausgaben haben u. a. die Personalkosten, die Sachkosten sowie die  
Kosten für Werkverträge (u. a. für Verpflegung, Dolmetscher). Die letzte 
Berechnung des Tagessatzes erfolgte 2022 und wurde mit rund 650 € an
gesetzt. Im Ländervergleich ist dies ein hoher Wert.2 
 
Aufgrund der sukzessiven Erweiterung der Haftplätze - zuletzt zum 
01.10.2023 - und des damit einhergehenden Personalaufwuchses sind die 

                                                      
1  Vgl. dazu die Vorgaben aus Nr. 2.1 VV zu § 34 LHO. 
2  THKS anderer Länder zum Vergleich: Nordrhein-Westfalen 224,17 €; Rheinland-Pfalz 

454,79 €. Allerdings unterscheiden sich die in die Berechnung einbezogenen Positionen. 
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Ist-Kosten allerdings gestiegen. Der Tagessatz ist damit zu niedrig ange
setzt. Das Justizministerium muss die Berechnung prüfen und den Tages
satz neu festsetzen. 
 
In der Vergangenheit nahm Hamburg an einzelnen Tagen Haftplätze aus 
dem schleswig-holsteinischen Haftplatzkontingent in Anspruch. Dafür wur
den nur die häftlingsbezogenen Kosten in Rechnung gestellt. Eine Abrech-
nung nach Tagessätzen erfolgte nicht. Dadurch wurden weitere Kosten, 
wie etwa die Herrichtungs-, Miet- und Investitionskosten, nicht in Ansatz 
gebracht. Dies ist nicht sachgerecht. Nimmt Hamburg Haftplätze über sein 
Kontingent hinaus in Anspruch, sollten auch diese nach dem Tagessatz 
abgerechnet werden.  
 
Das Justizministerium verweist darauf, dass das Abrechnungsverfahren 
nach der Verwaltungsvereinbarung sehr komplex und vielschichtig sei. Es 
bedürfe einer Überarbeitung.  
 
Um die Abrechnung zu beschleunigen, sollen bestimmte Kosten - die im 
Finanzministerium errechnet würden - künftig auch direkt von dort bei den 
Partnerländern angefordert werden. 
 
Die im Justizministerium anfallenden Gemeinkosten seien bereits ermittelt 
worden. Erwägenswert sei zudem, weitere Kosten - etwa für Pensions
rückstellungen oder Beihilfezahlungen - zu ermitteln. Ob die Partnerländer 
einer Änderung der Verwaltungsvereinbarung und der Abrechnung dieser 
Kosten zustimmen, bliebe aber abzuwarten. Kosten für die vorsätzliche 
Beschädigung eines Haftraumes könne man auch ohne explizite Regelung 
in der Verwaltungsvereinbarung abrechnen, dieser Punkt sei daher eher 
nachrangig. 
 
Die bisherigen Bemühungen des Justizministeriums werden vom LRH  
begrüßt. Es sollte sich nun bemühen, mit den Partnerländern eine Anpas
sung der Verwaltungsvereinbarung auszuhandeln. 
 
Die Länder stellten der Bundespolizei (BPol) grundsätzlich keine Abschie
bungshaftplätze zur Verfügung. 

Grund dafür ist, dass nach Rechtsauffassung der BPol diese nicht ver
pflichtet ist, Kosten zu erstatten, wenn sie Haftplätze in den AHE der Län
der in Anspruch nimmt.  
 
Seit 2023 werden der BPol allerdings bis zu 2 Plätze zur Verfügung 
gestellt. In 2023 und 2024 brachte die BPol jeweils an mehr als 350 Tagen 
Abzuschiebende in der AHE unter. Wird der Tagessatz 2022 von 650 € 
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zugrunde gelegt, betragen die abrechenbaren Unterbringungskosten ins
gesamt mehr als 450.000 €.  
 
Eine Erstattung der Kosten lehnte die BPol auch hier ab. Im September 2024 
beauftragte das Justizministerium daher eine Kanzlei damit, ein Rechts
gutachten zu dieser Thematik zu erstellen. Zum Zeitpunkt der Prüfung lag 
das Gutachten noch nicht vor. 
 
Das Justizministerium sollte die Rechtsauffassung der BPol zügig durch 
das Gutachten klären lassen und die ausstehenden Kosten ggf. gerichtlich 
eintreiben. 
 
Nach Einschätzung des Justizministeriums ist fraglich, ob die gesamten 
Unterbringungskosten im Rahmen einer Klage realisiert werden könnten. 
Je nach rechtlicher Anspruchsgrundlage sei auch denkbar, dass lediglich 
ein Teil der Summe eingeklagt werden kann. Zu den Erfolgsaussichten 
einer potenziellen Klage bleibe das Gutachten der beauftragten Kanzlei 
abzuwarten. 
 
Der LRH nimmt die Einschätzung des Justizministeriums zur Kenntnis. Er 
bittet, ihm das Gutachten der Kanzlei zu übersenden, sobald es vorliegt. 
 

24.5 Fazit 
 
Im Ergebnis besteht für das Justizministerium und die AHE erheblicher 
Handlungsbedarf, um den Betrieb wirtschaftlicher zu gestalten.  
 
Einige der vom LRH vorgeschlagenen Maßnahmen können nur gemeinsam 
mit Hamburg und Mecklenburg-Vorpommern umgesetzt werden. Andere 
können Justizministerium und AHE ohne weitere Abstimmungen angehen.  
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